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Abkürzungsverzeichnis

SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BAG Bundesamt für Gesundheit
SGGP Schweizerische Gesellschaft für Gesundheitspolitik
KVV Verordnung über die Krankenversicherung

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OFSP Office fédéral de la santé publique
SSPS Société suisse pour la politique de la santé
OAMal Ordonnance sur l'assurance-maladie
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die Erwägung der Basler Sanitätsdirektion und der Ärzteschaft des Kantonsspitals,
einem über 80-jährigen Patienten ein extrem teures, aber möglicherweise
lebensrettendes Medikament angesichts seines Alters allenfalls zu verweigern, sorgte
für Aufruhr und entfachte vor allem in den Medien die Debatte um die Rationierung in
der Medizin. Nationalrat Jost Gross (sp, TG), Präsident der Schweizerischen
Gesellschaft für Gesundheitspolitik (SGGP), schlug die Schaffung einer nationalen
Ethikkommission vor, welche das Tabu-Thema umfassend ausleuchten soll. Aber auch
die Ärzteschaft verlangte eine offene Auseinandersetzung mit der brisanten Frage, da
die Rationierung in vielen Fällen notgedrungenerweise bereits stattfinde
(beispielsweise bei überlasteten Intensivpflegestationen). Heute müsse die
Entscheidung von den Ärzten am Krankenbett in Alleinverantwortung gefällt werden,
was vor allem für die Spitalärzte zu einer unerträglichen menschlichen Belastung führe.
Sie forderte deshalb die Erarbeitung klarer Kriterien, wann welche Behandlung sinnvoll
und finanzierbar ist; diese sollen breit diskutiert und politisch abgestützt werden. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.01.1999
MARIANNE BENTELI

Medikamente

Nur zögerlich erfolgt der Beitritt der Kantone zum revidierten Heilmittelkonkordat. In
Basel beantragte der Regierungsrat dem Grossen Rat einen befristeten Beitritt bis
spätestens zum Jahr 2000, in Bern bewegte sich die vorberatende
Parlamentskommission in dieselbe Richtung. In beiden Fällen wurde die Zurückhaltung
damit begründet, dass in diesem Bereich eine Bundesregelung dringend notwendig
wäre. Dies auch im Hinblick auf eine Annäherung an Europa, da die Schweiz als einziges
westeuropäisches Land keine Medikamentenkontrollstelle mit staatlichem Charakter
hat. 2

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 25.08.1990
MARIANNE BENTELI

Der Kanton Zürich lehnte im Januar erneut den Beitritt zum revidierten
interkantonalen Heilmittelkonkordat ab. Damit verstärkte sich der Trend hinzu einer
Bundeslösung. Für diese sprachen sich unter anderem die exportorientierte
Pharmaindustrie, entwicklungspolitische Kreise und Konsumentinnenorganisationen
sowie – neben Basel-Stadt und Bern, die dem Konkordat nur befristet beigetreten sind
– die Kantone Appenzell-Innerrhoden, Genf, Glarus, Luzern, Obwalden, Schwyz und Zug
aus. Gegen eine Bundeskompetenz, wie sie der Bundesrat im ersten Eurolex-Paket
vorgesehen hatte, wandten sich weiterhin die Kantone Basel-Land, Solothurn, St.
Gallen, Thurgau, Uri, Waadt und Wallis. 3

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 15.05.1993
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im Juli 2018 lösten Zeitungsberichte darüber, dass eine Krankenkasse im Tessin das
Krebsmedikament zur Behandlung eines zwölfjährigen Jungen nicht übernehmen wolle,
da dieses für die Behandlung von Kindern nicht zugelassen und bei der Schweizer
Arzneimittelbehörde nicht registriert sei, in der Öffentlichkeit Empörung aus. In der
Folge entschied sich die Krankenkasse, die Kosten dennoch zu übernehmen. Damit war
aber ein allgemeines Problem ans Licht gelangt: Fast 80 Prozent der Medikamente, die
in der Kinderonkologie eingesetzt würden, seien nicht für Kinder zugelassen, war den
Medien zu entnehmen. Wegen der geringen Fallzahlen habe die Pharmaindustrie kein
Interesse an entsprechenden klinischen Studien, weshalb die Zulassung fehle. 

Im Oktober 2018 nahm auch das Parlament den Vorfall auf: Die SGK-NR reichte ein
Postulat ein, mit dem die Vergütung von Medikamenten für krebskranke Kinder
untersucht werden sollte. Der zu verfassende Bericht sollte die Voraussetzungen für
eine Übernahme durch die Krankenkassen, Rückerstattungsmöglichkeiten für Kosten
von im Ausland, nicht aber in der Schweiz zugelassenen Medikamenten sowie

POSTULAT
DATUM: 14.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Möglichkeiten zur Vermeidung der Ungleichbehandlung durch die verschiedenen
Krankenkassen bei der Kostenübernahme von sogenannten Off-Label-Use-
Medikamenten, also Medikamenten, die nur für Erwachsene zugelassen sind,
untersuchen. Die Problematik sei bei Kindern besonders gross, da aufgrund der
geringen Anzahl Krebsfälle nur wenige spezifische Medikamente auf den Markt gebracht
würden, erklärte die Kommission. Der Bundesrat verwies auf die geplante Evaluation
der Umsetzung der Arzneimittelvergütungen durch das BAG und den entsprechenden
Passus in der KVV. Nach Abschluss dieser Evaluation könne der Bundesrat einen
entsprechenden Bericht ausarbeiten, erklärte er. Stillschweigend nahm der Nationalrat
das Postulat in der Frühjahrssession 2019 an. 4

1) Presse vom 13.1.99; Bund, 14.1.99; SGT, 19.1., 1.2. , 9.2., 1.3., 15.3., 6.4. und 27.4.99; Ww, 21.1. und 4.2.99; BZ, 1.2., 26.2. und
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3) BZ, 15.5.93; BaZ, 24.9.93.
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